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Gerichtlicher Rechtsschutz in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten
- Ausgangsbedingungen und Entwicklungsrichtungen -
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Auf kaum einem anderen rechtlichen Gebiet hat sich die DDR im 
Verlauf ihrer 40jährigen Geschichte so schwergetan wie bei der 
Gewährung gerichtlichen Rechtsschutzes in öffentlich-rechtlichen 
Angelegenheiten. Wenn im Rahmen der Rechtsangleichung beider 
deutscher Staaten in diesem Bereich hierzulande nahezu beim 
Punkt Null begonnen werden muß, dann gehört das mit zu den 
leidvollen Hinterlassenschaften des alten Systems, in welchem - 
wie W. В e r n e  t 1983 in einem Aufsatz schrieb - die gericht­
liche Nachprüfung von Verwaltungsakten „geradezu tabuisiert“ 
wurde.1 War damit doch eine Problematik berührt, die aus der Sicht 
der Alleinherrschenden die proklamierte Einheit der sozialistischen 
Staatsmacht in Frage zu stellen und dem - in Theorie und Praxis 
weitgehend abgelehnten - Prinzip der Gewaltenteilung Vorschub 
zu leisten drohte.

Negierung verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes

Auch wenn hier nicht der Platz einer historischen Reminiszenz 
ist1 2, sei daran erinnert, daß durch alliiertes Recht nach 1945 die 
Restituierung der Verwaltungsgerichte für die Länder der sowjeti­
schen Besatzungszone vorgesehen war.3 Die 1946/47 geschaffenen 
Länderverfassungen enthielten entsprechende Regelungen.4 Noch 
die erste Verfassung der DDR vom 7. Oktober 1949 sah - obwohl 
schon deutlich auf den Einheitsstaat zugeschnitten - in Art. 138 
zum Schutz der Bürger gegen rechtswidrige Maßnahmen der Ver­
waltung die Tätigkeit von Verwaltungsgerichten vor. Diese Ver­
fassungsbestimmung griff jedoch bald darauf ins Leere, da die 
bestehenden Verwaltungsgerichte im Zuge der „weiteren Demo­
kratisierung des Aufbaus und der Arbeitsweise der staatlichen 
Organe“5, die zur Beseitigung der Länderstruktur führte, sang- 
und klanglos abgeschafft wurden. Sie paßten nicht ins Bild eines 
einheitlich organisierten und zentralistisch gelenkten Staates, der 
sich als „eine Form der Diktatur des Proletariats, die die Interessen 
des ganzen Volkes vertritt“6, verstand. Staat und Bürger wurden als 
Einheit betrachtet. Postuliert wurde die Auffassung, daß in „der 
sozialistischen Gesellschaft ... Staat und Volk, Gesellschaft und 
Individuum eins geworden“7 seien. Und wo es keine Interessen­
unterschiede gab, konnte es а priori auch keine Konflikte geben 
und bedurfte es erklärtermaßen keiner Rechtsformen, um Konflikte 
auszutragen.

Als Form der „Wahrnehmung des Grundrechts der Bürger auf 
Mitbestimmung und Mitgestaltung des politischen, wirtschaftli­
chen, sozialen und kulturellen Lebens“8 erhielten die Eingaben 
zunehmend auch die Funktion einer „komplexe(n) juristische(n) 
Garantie für die Gewährleistung der Grundrechte der Bürger“ und 
eines „wirksamen Mittel(s) zur Gewährleistung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit“.9 Wenngleich das Eingabenrecht von Rechtsschutz­
suchenden im breiten Maße genutzt wurde (sei es wegen seiner 
einfachen Zugänglichkeit oder der ihm zugedachten politischen Be­
deutung oder auch nur als Ersatz für fehlende Rechtsmittel), konnte 
es keine Alternative für die Gewährung gerichtlichen Rechtsschut­
zes sein. Die Handhabung des Eingabenrechts führte vielmehr zu 
dem Phänomen, daß vorgetragene Anliegen weniger nach rechtli­
chen, sondern häufig aus rein praktischen Gründen, mitunter auch 
nach Gutdünken, entschieden wurden und nicht selten derjenige 
sein Ziel erreichte, der zwar keinen Anspruch hatte, wohl aber 
über genügend Hartnäckigkeit verfügte.

Auch andere Formen, wie die Ende der 60er Jahre bei den 
örtlichen Volksvertretungen gebildeten, aber schon bald darauf 
wieder in der Versenkung verschwundenen Beschwerdeausschüsse 
konnten den gerichtlichen Rechtsschutz in Verwaltungsangelegen­
heiten nicht ersetzen.

Reformbestrebungen und (Wieder-)Einführung einer gerichtli­
chen Verwaltungskontrolle

Ideologische und praktische Hürden vermochten nicht zu ver­
hindern, daß es zaghafte Versuche gab, die Gewährung gericht­
lichen Rechtsschutzes in Verwaltungsangelegenheiten einzufor- 
dem.10 11 Diejenigen, die sich diesem Unterfangen stellten, gingen 
davon aus, daß Rechtssicherheit und Rechtsstaatlichkeit — auch un­
ter sozialistischem Vorzeichen - die gerichtliche Nachprüfbarkeit 
von Verwaltungsakten einschließen muß. Allerdings blieb solchen 
Auffassungen lange Zeit die Anerkennung verwehrt, Gehör fanden 
dafür diejenigen, die den althergewohnten Dogmen huldigten.11

Es bedurfte erst des außenpolitischen Anstoßes, um praktische 
gesetzgeberische Schritte zur Gewährung gerichtlichen Rechts­
schutzes gegenüber Verwaltungsakten gehen zu können. Als sich 
1988 im Rahmen der KSZE-Folgekonferenz in Wien abzeichne­
te, daß im Abschlußdokument die Einklagbarkeit von Menschen­
rechtsverletzungen eine gewichtige Rolle spielen wird, sah sich 
die SED-Führung gezwungen, Bereitschaft zu Veränderungen in 
dieser Richtung zu signalisieren. Durch Politbürobeschluß erging 
der Auftrag, kurzfristig eine entsprechende gesetzliche Regelung 
vorzubereiten und die für ihre Umsetzung erforderlichen Voraus­
setzungen zu schaffen. Doch war durch politische Vorgaben deut­
lich zu erkennen, daß die einzuführenden Maßnahmen im Grunde 
nichts am bestehenden zentralistisch-administrativen Machtapparat
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